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diskussionen führen tagtäglich vor Augen, daß erlebbare 
sozialistische Demokratie auch und gerade im Arbeitspro­
zeß neue Impulse für die Mitgestaltung, für die Weiter­
bildung in ihrer Einheit von fachlichem und politischem 
Wissen, für eine bewußte Wahrnehmung aller anderen 
Rechte auslöst.

Nicht von ungefähr wird das Recht auf Arbeit in Art. 24 
Abs. 3 der Verfassung der DDR u. a. durch ständige Bil­
dung und Weiterbildung der Bürger gewährleistet. Und 
nicht zufällig ist das Recht auf Mitbestimmung und Mit­
gestaltung in Art. 21 der Verfassung ausdrücklich auch für 
das wirtschaftliche Leben konzipiert worden. Dieser Rege­
lung liegt eine Gesellschaftskonzeption zugrunde, die sich 
dazu bekennt, daß reale Freiheit und Menschenwürde aus­
schließlich auf dem Boden wirtschaftlicher und sozialer 
Befreiung existieren können. Als logische Konsequenz steht 
die bewußte und aktive Wahrnehmung der politischen 
Rechte durch die Werktätigen in engem Zusammenhang 
mit der Realisierung sozialökonomischer Rechte, also mit 
der zunehmenden Befriedigung ihrer materiellen und kul­
turellen Bedürfnisse.

Im sozialistischen Staat schreiben die Bürger ihr Recht 
selbst, erfüllen es durch verantwortungsbewußtes, aktives 
Handeln mit Leben und schaffen dadurch Voraussetzungen 
für die Weiterentwicklung des Rechts.

Die sozialistische Demokratie verlagert den Schwerpunkt 
von der f o r m a l e n  Anerkennung der Rechte und Frei­
heiten auf ihre f a k t i s c h e  Verwirklichung. Dies ist ein 
historischer Prozeß, in dem sich die in den sozialistischen 
Rechten und Pflichten verankerten Maximen der Arbeiter­

klasse zum selbstverständlichen Sinn und Lebensinhalt 
eines jeden Bürgers ausprägen werden.
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Die differenzierte Behandlung von Rückfalltätern bzw. er­
neut straffällig werdenden Tätern ist eine strafpolitisch 
bedeutsame und sozialistischer Gerechtigkeit entsprechende 
Aufgabenstellung. Gerade die Rückfallkriminalität mit 
ihren vielfältigen Erscheinungsformen, ihrer unterschied­
lichen Schwere und Ausprägung, dem nicht selten ungün­
stigen Zusammentreffen von labiler Persönlichkeit und den 
diese Labilität ungünstig beeinflussenden Faktoren der 
unmittelbaren sozialen Umwelt erfordert, daß die ent­
scheidenden Einflußfaktoren aufgedeckt, bei der Prüfung 
und Feststellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
berücksichtigt und geeignete Maßnahmen zur Erziehung 
dieser Täter angewandt werden.

Auch für die Bekämpfung der Rückfallkriminalität gilt, 
was für die Kriminalitätsbekämpfung in der sozialistischen 
Gesellschaft generell zutrifft: Die Strafe ist e i n e s  der 
Mittel zur Verhütung von Straftaten, und zwar ein wich­
tiges, das bei der Kriminalitätsbekämpfung indessen nur 
eine Hilfsrolle spielt. Die Kriminalitätsbekämpfung — und 
darin eingeschlossen die Bekämpfung der Rückfallkrimi­
nalität — ordnet sich ein in die k o m p l e x e  Lösung der 
ökonomischen, erzieherischen und rechtlichen Aufgaben 
überhaupt.1 Diesem Ziel dient vor allem auch das Gesetz 
über die Wiedereingliederung der aus dem Strafvollzug 
entlassenen Bürger in das gesellschaftliche Leben — Wie­
dereingliederungsgesetz — vom 7. April 1977 (GBl. I S. 93).2

Aus dem Gesamtkomplex der Bekämpfung der Rück­
fallkriminalität sollen hier Probleme der Schuld und

Verantwortlichkeit der Rückfalltäter und die richtige Diffe­
renzierung der Maßnahmen strafrechtlicher Verantwort­
lichkeit behandelt werden.

Zum Begriff des Rückfalls

In § 61 Abs. 2 StGB wird ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß bei der Strafzumessung insbesondere zu prüfen ist, 
inwieweit der Täter aus bereits erfolgten Bestrafungen 
richtige Lehren gezogen hat. Dabei ist — gerade im 
Hinblick auf Differenzierung und Individualisierung der 
Strafen und Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit — von der Tatsache auszugehen, daß die Rückfall- 
kriminalität und auch die Rückfalltäter außerordentlich 
differenziert und unterschiedlich sind, daß jeder Schema­
tismus fehlerhaft und schädlich ist.

Bereits das äußere Bild zeigt, daß nach Art und Zahl 
der Vortaten und Vorstrafen sowie nach den Rückfall- 
intervallen oder nach der Einschlägigkeit große Unter­
schiede bestehen. Während der Begriff des Rückfalls im 
Sinne des StGB ausdrücklich nur auf die besonderen (straf­
verschärfenden) gesetzlichen Regelungen des Allgemeinen 
Teils (§§ 43, 44 StGB) und des Besonderen Teils (z. B. §§ 121 
Abs. 2, 162, 181 StGB) bezogen ist, wollen wir im folgen­
den in Anlehnung an die Strafzumessungsregelung des § 61 
Abs. 2 StGB als Rückfall im weitesten Sinne jede erneute, 
zur Verurteilung anstehende Straffälligkeit nach noch nicht 
getilgter gerichtlicher Bestrafung bezeichnen und erörtern.


